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215. Berichigung. Die laufende Nummer 
in dem Stüd 13 des Amtsblatis hat zu lauten 
206 214 und nicht 1194 1202. 
216. Auf den Bericht vom 16. Februar d. Js. 
will Ich den anbei zurückfolgenden, von der General: 
verſammlung des Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritter: 
ſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts am 11. Dezember 1906 
beſchloſſenen Nachtrag zu den reglementarifchen Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Inſtituts hiermit landesherrlich 
genehmigen. 

Berlin, den 25. Februar 1907. 

gez. Wilhelm R. 
ggez. Beſeler. von Arnim. 

An den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 

und Forſten und den Juſtizminlſter. 


Nachtrag 
zu den reglementariſchen Beſtimmungen des 
Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen 
Kredit⸗Inſtituts. 
I. Die Haupt⸗Ritierſchafts⸗Direktion wird er⸗ 
mächtigt: 

1. auf Antrag der Provinzial⸗Rltterſchafts⸗ 
Direktion in geeigneten Fällen nach ihrem 
Ermeſſen einen bei ihr angeſtellten land⸗ 
wirtſchaftlichen Sachverſtändigen an Stelle 
des ritterſchaſtlichen Departementsrats mit 
der Leitung und Führung des Wirtſchafts⸗ 
betriebes bei Zwangsverwaltungen zu be 
trauen und die Aufſicht über die Wirt⸗ 
ſchaftsführung an Stelle der Provinzial⸗ 
Ritterſchaftsdirektlon ſelbſt zu übernehmen; 

2. die für ſolche Fälle notwendigen Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen zu erlaſſen; 

3. unter Zuſtimmung des Engeren Ausſchuſſes 
die Grundſätze zu beſtimmen, nach denen 
bei derartigen Zwangsverwaltungen Gebühren 
zu erheben ſind. 


U. Für diejenigen zum Neuen Brandenburgiſchen 
Kredit⸗Inſtttute gehörenden Landesteile, die 
nicht gleichzeitig zum Kur⸗ und Neumärkiſchen 
Ritterſchaftlichen Kredit- Inftitute gehören, 
können von der Haupt⸗Ritterſchafts-⸗Direklion 
zur beſtändigen Hilfeleitung bei der betreffen⸗ 
den Provinzial⸗Ritterſchafis⸗Direktlon nach deren 
Anhörung Ritterſchaftskommiſſare aus der Reihe 
der Gutsbeſitzer in jenen Landesteilen ernannt 
werden. Dieſe Ritterſchaftskommiſſare ſind be⸗ 
rechtigt, an den Sitzungen des Prooinzial⸗ 
Ritterſchaft⸗Kollegiums teilzunehmen und haben 
in allen Sachen, welche ſie ſelbſt im Auftrage 
der Ritterſchafts⸗Direktion verrichten und die 
bei verſammeltem Kollegium zur Beratung und 
Beſchlußfaſſung kommen, ſowie bei der Feſt⸗ 
ſetzung von Taxen aus den vorbezeichneten 
Landesteilen volles Stimmrecht. 

Beglaubigt. 
Der Miniſter für Landwiriſchaft, Domänen und Forſten. 
gez. von Arnim. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
217. Auf Grund des Artikels 75, 8 1 des 
Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche wird die zum 1. Juli 1907 zu eröffnende 
Kreisſparkaſſe in Luckau N.⸗L. im Einvernehmen 
mit dem Königlichen Landgerichtspräſidenten in 
Cottbus zur Anlegung von Mündelgeldern für 
geeignet erklärt. 

Frankfurt a. O., den 25. März 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
218. Die getroffene Anordnung wegen Errich⸗ 
tung einer Zwangsinnung für das Schuhmacher⸗ 
gewerbe mit dem Sitze in Königsberg Nm. vom 
8. Juni 1899 (abgedruckt Reglerungsamtsblatt 
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Seite 230) wird auf Antrag der Mehrheit der 
auszuſcheidenden Innungsmitglieder, welchem die 
Innungsverſammlung zugeſtimmt hat, dahin 
abgeändert, daß aus dem Bezirke der Innung die 
Stadt Schönfließ, ſowie die ländlichen Ortſchaften 
(Landgmeinden und Gutsbezirke) Rohrbeck, Blanken⸗ 
felde, Nordhauſen, Wartenberg, Hohen⸗Wartenberg, 
Schmarfendorf, Pätzig bei Schönfließ, Stolzenfelde, 
Theeren, Dobberphuhl und Görlsdorf zwecks Bildung 
einer freien Innung für das Schuhmachergewerbe 
mit dem Sitze in Schönfließ Nm. ausgeſchieden 
werden. 

Die Ausſcheidung tritt mit dem 1. April 1907 
in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 25. März 1907. 

Der Reglerungspräſident. von Valentini. 
219. Nachdem ein Antrag von mehr als zwei 
Dritteln der beteiligten Geſchäftsinhaber geſtellt 
worden iſt, ordne ich nach Anhörung des Magiſtrats 
gemäß 8 139 f Abſatz 1 der Gewerbeordnung in 
der Faſſung vom 26. Juli 1900 für die Stabt- 
gemeinde Landsberg a. W. hierdurch an, daß die 
offenen Verkaufsſtellen des Blumenhandels vor⸗ 
behaltlich der nach $ 139 e zugelaſſenen verlängerten 
Verkaufszeit während des ganzen Jahres von 8 Uhr 
abends ab für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen 
ſein müſſen. Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 25. März 1907. 

Der Reglerungspräſident. von Valentini. 

Bekanntmachung des 
Landes direktors der Provinz Brandenburg. 
220. Nachtrag 
zur Satzung für die Brandenburgiſche Feuerwehr: 
Unfallkaſſe vom 26. Februar / 17. März 1904. 
Artikel 1. 

Die Jahresüberſchüſſe fließen dem Stamm: 
kapital zu. 

Inſoweit durch die ordentlichen Jahreseinnahmen 
der beim Abſchluß des Geſchäftsjahres feſtzuſtellende 
Bedarf nicht gedeckt wird, iſt der Fehlbetrag dem 
Stammkapital zu entnehmen, ſoweit daſelbe dadurch 
nicht unter den Betrag von 60 000 Mark ſinkt. 

Ein weitergehender Fehlbetrag iſt durch die 
im & 6 der Satzung vorgeſehenen Umlagen und 
ſoweit auch dieſe unzulänglich ſind, vom Provinzial⸗ 
verband zu decken. 

Artikel 2. 

Die Beſtimmungen über den Rücklagebeſtand 
(8 2 Abſatz 4, 8 6 Abſatz 3 und im 8 9 der 
Satzung) werden aufgehoben. 

Artikel 3. 
Der 8 12 erhält folgenden Zuſatz: 
Bei teilwelſer Erwerbsunfähigkeit kann nad) 
Anhörung der beteiligten Gemeindebehörde 
der Entſchädigungeberechtigte auf feinen An⸗ 
trag durch eine entſprechende Kapitalzahlung 


abgefunden werden. Der Verletzte muß vor 
Annahme ſeines Antrages darüber belehrt 
werden, daß er nach der Abfindung auch 
in dem Falle keinerlei Anſpruch auf Rente 
mehr habe, wenn ſein Zuſtand ſich erheblich 
verſchlechtern würde. 

Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß des 
Kaſſenbeirates ſteht ihm die Beſchwerde nach 
8 21 offen. 

Artikel 4. 

An Stelle des Jahresarbeitsverdienſtes ($ 12 b 
Abſatz 2 der Satzung) tritt bei Handels⸗ und Ge⸗ 
werbetreibenden das Reineinkommen, mit welchem 
ſie aus ihren Betrieben zu der ſtaatlichen Einkom⸗ 
menſteuer eingeſchätzt ſind. 

Artikel 5. 

Der erſte Abſatz des § 13 erhält folgende 
Faſſung: 

Bei der Abmeſſung der Unterftügungen, 
welche die Kaſſe nach $ 12a—d gewährt, 
kommt dasjenige, was in Anlaß des Unfalls 
vermöge eines Rechtsanſpruchs aus 
öffentlichen Kaſſen, aus öffentlicher 
oder privater Verſicherung oder infolge 
geſetzlicher Haftpflicht dritter Perſonen gewährt 
wird, in Anrechnung. In dem Antrage 
auf Gewährung einer Unterſtützung iſt anzu⸗ 
geben, ob ſolche Anſprüche dem Verletzten 
zuſtehen. a 


Vorſtehender Nachtrag zur Satzung der Bran⸗ 
denburgiſchen Feuerwehr⸗Unfallkaſſe vom 26. Februar / 
17. März 1904 iſt von dem Brandenburgiſchen 
Provinziallandtage in der heutigen Sitzung be⸗ 
ſchloſſen worden. 

Berlin, den 25. Februar 1907. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 
(L. S.) gez. Freiherr von Manteuffel. 
Wirklicher Geheimer Rat. 
Tagb. Nr. 9 a C. 


Der vorſtehende erſte Nachtrag vom 25. Ze 
bruar d. Js. zur Satzung für die Brandenburgiſche 
Feuerwehr⸗Unfallkaſſe vom 26. Februar / 17. März 
1904 wird hierdurch genehmigt. 

Potsdam, den 13. März 1907. 

(L. S.) Der Ober⸗Präſident. 
J. V.: gez. von Winterfeldt. 
Genehmigung O0. P. 5086. 


Vorſtehender Nachtrag wird unter Bezugnahme 
auf 8 231 dieſer Satzung öffentlich bekannt gemacht, 
Berlin, den 22. März 1907. 
Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 
(L. S.) Freiherr von Manteuffel. 
Tagb. Nr. 9b C. 
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Bekanntmachung des Laudesdirektors der Provinz Brandenburg. 


Titel 


Auszug aus dem Hauptetat des Provinzialverbandes von Brandenburg für das Jahr 1907. 
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Betrag für 
Einnahme das Jahr 1907 


M 


A. Laufende Einnahmen, 


Aus der Staatskaſſe. 
Dotationsrente (8 2 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 und . 
vom 12. September 1877) Ä 1549077 


Desgl. (8 4 des Geſetzes vom 2. Juni 1902 und Verordnung vom 
992. Juni 1902) 


EI 


4871860 — 
Für die Verwaltung und Unterhaltung der früheren Staatschauſſeen 
(8 20 des Geſetzes vom 8. 1 1875 und Verordnung vom 
12. September 1877) 1335047 — 
Für den Neubau und die Unterhaltung von Kunſtſtraßen 88 9, 10 des . 
Geſetzes vom 2. Juni 1902 und Verordnung vom 22. Juni 
UE, 345798 — 
Zuſchuß für die Hebammen (ëenbet ju Frankfurt 0. O. 6 13 des 
Geſetzes vom 8. Juli 1 7548 — 
Zuſchuß zur Unterſtützung 11 E KE & 14 
des Geſetzes vom 8. Juli 1875) 5400 — 
Aus den N und Sonde der Zen 
Zinſen 67500 — 
Aus bar Soot Ae Sec, 
Zinſen e 2 8 1094667 50 
An Provinzialſteuern R e 5150800 — 
Aus der Verwaltung Si Sheen gn von Bene 
Beiträge für Mitbeauffihtigung von Kreischauſſeen und von Kleinbahnen 
für obere Betriebsleitung, ſowie Renten, Mieten, Pächte, SEN aus 
Baumpflanzungen und ſonſtige Einnahmen © 54050 — 
Aus der Verwaltung des Landarmen⸗ und Korrigendenweſens. 
Erſtattete Pflegekoſten ſowie ſonſtige Einnahmen 53210 — 
Aus der Fürſorge für Geiſteskranke, Idiole, Epileptiſche, Taubſtumme 
und Blinde. (Geſetz vom 11. Juli 1891) 
Erſtattete Pflege⸗ und Ausbildungskoſten ſowie ſonſtige Einnahmen. . 2024800 — 
Aus der e e Dun Minderjähriger 
(Geſetz vom 2. Juli 1900). 
Erſtattele Erziehungs⸗ und Unterhaltungskoſten ſowie 1 Einnahmen 511100) — 
Aus der Verwaltung des Viehverſicherungsweſens (Reichsgeſetz vom 
23. Juni 1880 und Geſetz vom 12. März 1881 E 22. SCH eo 3300 — 
Für die Verwaltung anderer 27 und Kaſſen 31830 — 
Insgemein . - u Te __ 2436| 50 
Sumi 3 12723750 — 
B. Außerordentliche Einnahmen. 
Aus dem Verkauf von Exemplaren des Inventars Sr Bau: und rl 
denkmäler und zur Abrundung 2613 
Rechnungsüberſchuß des Jahres 1905 89323 87 
Summe B N 
Hierzu Summe A | 12723750 
Summe ber Einnahme 12813100 — 
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Betrag für 
das Jahr 1907 
2 


Kapitel | Titel Ausgabe 


A. Laufende Ausgaben. 
J. Koſten des Provinziallandtags und ſeiner elle 
1—2 | Reifefoften und Tagegelder ſowie Bureaukoſten ENEE 43040 — 
II. Koſten anderer Verwaltungsorgane. 
SSC) Gr Tagegelder der gewählten Mitglieder d Se 
($ 100 Pr. O.) 7 350 — 
III. Koſten der Zentralverwaltung. 
1 ] Beſoldungen für die Provinzialbeamten nebſt U ESEL bezw. 
Wohnungsgeldzuſchüſſen Ä SZ 541360| — 
2—11 Andere perſönliche und ſäͤchliche Ausgaben be "ott d ex 
Zahlungen an kommunale Verbände K 
IV.] 1 | Beihilfe zur Durchführung der Kreisordnung vom 18. Dezember 1872 


(8 5 Nr. 1 des Geſetzes vom 8. Juli 1875) . . d 140000 — 

2 [Zur Unterſtützung von leiſtungsſchwachen Streifen und Gemeinden ꝛc. 
(§S 1 Nr. 2 des Geſetzes vom 2. Juni 1902) 5 324800 — 

V. Für den Neubau chauſſierter Wege ($ 4 Nr. 1 bes Geſetzes vom 
8. Juli 1875) 1000000 — 

VI. Für die . Bauverwaltung und die Unterhaltung der Wariner 


(88 18 ff. des Geſetzes vom 8. Juli 187 
1-14] Befoldungen für die Baubeamten und Sec gehen Ruhegehälter 


u. 17 ſowie andere perſönliche und ſächliche Ausgaben 211334 89 
15 Für Unterhaltung Ee, CS e durch die betefenben 
Gemeinden 5496511 
16 | Koſten der materiellen Unterhaltung der Provinzialchauſſeen Cd 
1367 Kilometer 1145000 — 
VII. Unterſtützungen für den Gemeindewegebau 6 4 Nr. 1 des Geſetzes vom 
8. Juli 1875) 200000 — 
VIII. Zur Aden von Landesmeliorationen 6 4 Nr. 2 des Ka vom 
8. Juli 18750) 196000 — 
IX. Zur Förderung des Baues von n 
(§ 41 des Geſetzes vom 28. Juli 1892. 
Zur Verzinſung und Tilgung der Anleihe d 232000 — 
X. Für die Verwaltung des Landarmens und Aketfendenmefens 
($ 4 Nr. 3 des Geſetzes vom 8. Juli 1875). 
1 Zuſchüſſe zur Unterhaltung der Provinzialanſtalten BEN Ae 349100 — 
3 Aufwendungen für Landarme außerhalb der Zeche — 510000 — 
4 Beihilfen an Ortsarmen verbände up 50600 — 
5 | Beihilfe für die Arbeiterfolonie Friedrichswille e 10000 — 
6 | Beihilfe zur Unterhaltung der Verpflegungsſtationen 5 ; 10000 — 
2, 7 Zur Unterftügung an Anſtaltsbeamte und deren Hinterbliebene, zur Fort⸗ 
u. 8 bildung des Werkſtättenperſonals ſowie ſonſtige Ausgaben 8700 — 
XI. Zur Fürſorge für Geiſteskranke, Idiote, Epileptiſche, Taubſtumme und Blinde 


(8 4 Nr. 4 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 und Geſetz vom 11. Juli 1891). 
1 BZuſchüſſe zur Unterhaltung der Provinzialanſtalten ſowie Aufwendungen 


für Geiſteskranke und Idiote in Privatanſtalten 3776600 — 
2—5 Aufwendungen für Taubſtumme, Blinde, arme ane und Zo 
ſtummenblinde, ſowie ſonſtige Ausgaben ee 273600| — 
- XI. Zur Fürſorgeerziehung Minderjähriger 


($ 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1900). 
1—4 Zuſchüſſe zur Unterhaltung der Provinzialanſtalten, Aufwef de für 
Zöglinge außerhalb derſelben ſowie ſonſtige Ausgaben 5 „_T27300 — 
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Ausgabe das Jahr 1907 
i 22 


Kapitel | Titel 


Zur e milder Stiftungen (8 4 Nr. 5 des Geſetzes vom 
( weu A 
Für Kunſt⸗ und e Vereine, für Landesbibliotheken und 
Unterhaltung von Denkmälern (§ 4 Nr. 6 des Geſetzes vom 
we 2, I 
Für das Hebammenweſen (§ 13 a. a. . 22416 49 
Zur Unterſtützung niederer landwirtſchaftlicher Lehranſtalten (8 14 a. a. O.) 
m Moitz, Oranienburg, Dahme, "tte? Königsberg N.⸗M., 


Prenzlau, Croſſen, Schwiebus, Treuenbrietzen, Seelow, Peitz, Perle⸗ 59710 
berg und Werder 


| 


XVII. Früher vom Staate geleiftete und von der Provinz übernommene fort⸗ 
dauernde Zahlungen F 87497 10 
XVIII Für die Unterhaltung des Landeshauſe n 16500 — 
XIX. SÉ beſtimmungsmäßigen Verwendung der Nebenfon dds 908367 50 
XX. Zur Verfügung des Provinztalausſchuſſes zur Beſtreitung nicht vorgefehener 
unvermeidlicher Ausgaben e Sn eee SS KEEN 22500 — 
XXI. gemein 53516091 


Summe A [10997458 — 
B. Außerordentliche Ausgaben. 
Fur die Provinzialchauſſeen: 

Zu Anrampungen, zur Ausführung von Neu⸗ und Kleinpflaſterungen, zu 
Brückenbauten und einmalige Entſchädigung für die dauernde Ueber⸗ 
nahme der Unterhaltung von Provinzialchauſſeen innerhalb der 
Gemeindebezirke Nauen, Potsdam, Spandau und Wittenberge 426842 


II. Zu Bauten an den Anſtalten Strausberg, Prenzlau, Wittſtock, Ebers⸗ 
walde, Sorau, Landsberg a. W., Neu⸗Ruppin, Potsdam und Wriezen 728800 — 
III. Verſchiedenes: 
Zur Neubearbeitung des Inventars der Bau⸗ und Kunſtdenkmäler . 70000 


Zur Verzinſung und Tilgung der Provinzialanleihe vom Jahre 1905 590000 


Summe B | 1815642 

Hierzu Summe A | 109974581 —_ 

Summe der Ausgabe 128131001 _— 

Die Einnahme beträgt | 12813100 — 

Vorſtehender Etat iſt vom Brandenburgiſchen Provinziallandtage in der Sitzung vom 26. Februar 1907 

feſtgeſtellt worden und wird hierdurch in Gemäßheit des 8 101 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 

zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 

Berlin W. 10, den 7. März 1907. 


Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. Freiherr von Manteuffel. 


Bekanntmachung des Bezirks⸗Ausſchuſſes Booßen und Roſengarten das Betreten ihrer Grund⸗ 
zu at a. O. hüde und ſonſtige, für das Unternehmen erforder⸗ 
222. Die Königliche Eiſenbahndirektion Poſen liche Handlungen von den mit den Vorarbeiten be⸗ 
iſt mit der ſofortigen Vornahme ausführlicher Vor: trauten Perſonen gefallen laſſen müſſen. In Sonder⸗ 
arbeiten für den Umbau der Bahnanlagen in Frank⸗ heit wird der Unternehmerin die Befugnis erteilt 
lurt a. O. und eine Verbindungsbahn von Bahn- | zum Fällen von Bäumen, ſoweit dies zum Durch⸗ 
hof Roſengarten nach dem zwiſchen Frankfurt a. O.] fluchten der Bahnlinie erforderlich wird. 
und Booßen projehterten Rangierbahnhofe beauftragt. Frankfurt a. O., den 27. März 1907. 
Gemäß § 5 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni Der Bezirksausſchuß. von Valentini. 
1874 und $ 150 Zuftändigfeitsgefeges vom 1. Auguſt 223. Der Bezirksaueſchuß gibt für die Krelſe 
1883 wird dies mit dem Bemerken zur öffentlichen] Königsberg Nm., Soldin, Landsberg a. W. und 
Kenntnis gebracht, daß ſich die Beſitzer der in Oſt⸗Sternberg den Jagdberechtigten und deren Be⸗ 
Betracht kommenden Grundftüde in Frankfurt a. O., auftragten die Ermächtigung, den weißen Storch 
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auch in der Zeit von heute bis einfchließfih 15. Juni 
1907 zu ſchießen. Es wird aber die Erwartung 
ausgeſprochen, daß der Abſchuß nur an den Orten 
und zu den Zeiten erfolgt, wo und wann er in 
größerer Anzahl auftritt. Anderenfalls würde eine 
Abſchußgenehmigung in künftigen Jahren nicht erteilt 
werden können. 
Frankfurt a. O., den 25. März 1907. 

Der Bezirksausſchuß. von Valentini. 
Bekanntmachung des Schiedsgerichts⸗ 
Vorſitzenden zu Halle a. S. 

224. Als Vertrauensärzte des Schiedsgerichts 
für Arbeiterverſicherung (Norddeutſche Knappſchafts⸗ 
penſionskaſſe) zu Halle (S.) ſind für das Kalender⸗ 
jahr 1907 die Königlichen Kreisärzte Geheimen 
Medizinalräte Dr. Riſel und Dr Fielitz und der 
Univerſitätsprofeſſor Dr. Artur Schulz hierſelbſt, 
ſowie der Geheime Sanitätsrat Prof. Dr. Thiem 
in Cottbus gewählt worden. 
Halle (S.), den 10. März 1907. 

Der Vorſitzende des Schiedsgerichts. 
Voelkel, Geheimer Bergrat. 
Perſonal⸗Nachrichten. 

225. Der Spezialkommiſſar, Regierungsrat 
Günther in Marburg iſt in das Kollegium der 
Generalkommiſſion für die Provinzen Brandenburg 

und Pommern berufen worden. 

226. Der Regierungsrat Hoen in Frank⸗ 
furt a. O. iſt zum 1. April d. Is. in gleicher 
Amtseigenſchaft an die Königliche Generalkommiſſion 
in Düſſeldorf verſetzt. 

227. Der Gerichtsaſſeſſor Dr. von Stein⸗ 
wehr aus Memel iſt der Generalkommiſſion für 
die Provinzen Brandenburg und Pommern zur Aus⸗ 
bildung für das Amt eines Spezialkommiſſars über⸗ 
wieſen worden. 

228. Der bisher in Königsberg i. Pr. ſtatio⸗ 
nierte Oekonomierat Braſe iſt der Generalkom⸗ 
miſſion für die Provinzen Brandenburg und Pom⸗ 
mern überwieſen worden. 

229. Dem Küſter und Lehrer Louis Loſenskiy 
in Rohrbeck, Diözefe Königsberg Nm. II, iſt der 
Titel „Kantor“ verliehen. 

230. Dem Strommeiſteranwärter Priebke iſt 
unter Ernennung zum Strommeiſter vom 1. April 
1907 ab die neu gegründete Strommeiſterſtelle in 
Friedrichsdorf verliehen worden. 

231. An Stelle des beurlaubten Gewerbe⸗ 
referendars Sander iſt der Gewerbereferendar 
Stiller mit Wahrnehmung der Geſchäfte der Hilfs⸗ 
arbeiterſtelle bei der hieſigen Gewerbeinſpektion be⸗ 
auftragt worden. 

232. Die Oberlehrerin Friedlaeuder aus 
Sagard iſt vom 1. April 1907 ab als Ober⸗ 
lehrerin an der höheren Mädchenſchule in Lands⸗ 
berg a. W. angeſtellt worden. 


233. Dem Fräulein Marta Stüps in Neu⸗ 
manſchnow, Kreis Lebus, iſt die Erlaubnis zur An⸗ 
nahme der Stelle als Hauslehrerin im Regierungs⸗ 
bezirke erteilt worden. 
234. Uebertragen: dem Ober⸗Poſtpraktikanten 
Asmuß in Guben eine Bureaubeamtenſtelle I. Kl. 
bei der Ober⸗Poſtdirektion in Frankfurt (Oder), dem 
Ober⸗Poſtpraklikanten Turley in Guben eine 
Bureaubeamtenſtelle I. Kl. bei der Ober⸗Poſtdirektion 
in Liegnitz, dem Ober⸗Poſtpraktikanten Hartzen⸗ 
dorff in Frankfurt (Oder) eine Ober⸗Poſtſekretär⸗ 
ſtelle beim Poſtamt 40 (Lehrter Bahnhof) in Berlin, 
dem Ober⸗Poſtpraktikanten Schikorows ki in Cottbus 
eine Ober⸗Poſtſekretärſtelle beim Poſtamt 1 in 
Hamburg, dem Telegraphenſekretär Matthes in 
Landsberg (Warthe) die Verwaltung einer Ober⸗ 
Telegraphenſekretärſtelle beim Poſtamt daſelbſt. 

Verſetzt: Poſtaſſiſtent Albrecht von Calau 
nach Landsberg (Warthe). 

Vermiſchtes. 

235. An Stelle des emeritierten Superintendenten 
Fricke in Drahnsdorfift dem Oberpfarrer Lenz in Got, 
ßen vom 1. April d. Is. ab die nebenamtliche Verwaltung 
der Kreisſchulinſpektion Luckau II übertragen worden. 
236. An Stelle des nach Frankfurt a. O. ver⸗ 
ſetzten Oberpfarrers Kopp in Schwiebus iſt dem 
Pfarrer Schultz in Schwiebus vom 1. April d. Is. 
ab die nebenamtliche Verwaltung der Kreisſchul⸗ 
inſpektion Züllichau II übertragen worden. F 
237. Der bisherige Pfarrer in Alt⸗Rüdnitz 
Alexander Friedrich Carl Ferdinand Brauer iſt 
zum Pfarrer der Parochie Mallnow, Diözeſe Frank⸗ 
furt a. O. II, beſtellt worden. 
238. Der bisherige Pfarrer in Alt⸗Friedrichs⸗ 
dorf, Didrefe Friedeberg N.⸗M., Dr. Otto Hugo 
Ernſt Müller, iſt zum Pfarrer der Parochie 
Cladow, Diözeſe Landsberg a. W. I, beſtellt worden. 
239. Der bisherige Strafanſtaltsgeiſtliche Eich⸗ 
berg aus Groß⸗Strehlitz O.⸗Schl. iſt zum Anſtalts⸗ 
geiſtlichen der Königlichen Strafanſtalt zu Luckau, 
Diözeſe gleichen Namens, beftellt worden. H 
240. Erledigt ift die mit der Superintendentur 
der Diözeſe Müncheberg verbundene Oberpfarrſtelle 
Königlichen Patronats zu Müncheberg, Diözele 
Müncheberg, durch Ableben des Inhabers am 
26. Februar 1907. Die Wiederbeſetzung erfolgt 
durch die Kirchenregierung. Die Gnadenzeit läuft 
bis zum 30. September 1907. 
241. Erledigt wird die Pfarrftelle Königlichen 
Patronats zu Beerfelde, Diözeſe Fürſtenwalde 
(Spree), durch Emeritierung des Pfarrers Hübner 
zum 1. Oktober 1907. Wiederbeſetzung erfolgt durch 
Gemeindewahl nach dem Pfarrwahlgeſetz vom 
15. März 1886 — K. Gel. u. V. Bl. S. 39 — 
Bewerbungen ſind ſchriftlich bei dem Königlichen 
Konſiſtorlum einzureichen. | 


Redigtert im Bureau ber Königl. Regierung zu Frautfurt a. O. 


Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowißſch & Sohn in Frankfurt a. O. 4 


Sonderbeilage zum Amtsblatt. 
——.—— — . 


Vorſchriften 


über den 


Umfang der Befugniffe und Verpflichtungen ſomie über den Geſchüſtsbetrieb der 
Geſindevermieter und Stellenvermittler mit Ausſchluß der Stellenvermittler für 
Bühnenangehsrige (Thealeragenten). 


Auf Grund des 8 38 Abſatz 1, 3 der Gewerbeordnung (Reichs⸗Geſetzbl. 1900 S. 871) wird 
über den Umfang der Befugniſſe und Verpflichtungen ſowie über den Geſchäftsbetrieb der Geſinde 
vermieter und Stellenvermittler mit Ausſchluß der Stellenvermittler für Bühnenangehörige (Theater ⸗ 
agenten) folgendes beſtimmt: 


. 1. Wer das Gewerbe eines Geſindevermieters oder eines Stellenvermittlers betreibt, iſt Ger, 
pflichtet, ein Geſchäftsbuch nach dem anliegenden Muſter A zu führen. Für männliche und weibliche 
Perſonen kann je ein beſonderes Geſchäftsbuch geführt werden. Das Geſchäftsbuch muß dauerhaft 
gebunden, mit fortlaufenden Seitenzahlen verſehen ſein und vor der Ingebrauchnahme von der Orts⸗ 
polizeibehörde unter Beglaubigung der Seitenzahl abgeſtempelt werden. Im Geſchäftsbuche dürfen 
weder Raſuren vorgenommen, noch Eintragungen unleſerlich gemacht werden; auch darf das Geſchäfts⸗ 
buch weder ganz noch zum Teil vernichtet werden. 

2. Die im Geſchäftsbetriebe des Geſindevermieters oder Stellenvermittlers abgeſchloſſenen 
Dienſtverträge ſind unmittelbar im Anſchluß an den Pertragsſchluß unter fortlaufenden Nummern 
vollſtändig einzutragen. Der Eingang von Zahlungen iſt im Laufe des Tages, an dem ſie eingehen, 
zu vermerken. In der Spalte „Bemerkungen“ iſt bei minderjährigen d' Dienſtleiſtung Verpflichteten 
zu vermerken, daß die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters erfolgt iſt 


3. Alle Eintragungen und alle Schriftſtücke müſſen in deutſcher Sprache und mit Tinte bewirkt 
werden. Der Gefindevermieter oder Stellenvermittler iſt auch dann für die ordmmgsmäßige Führung 
des Geſchäftsbuchs perſönlich verantwortlich, wenn er ſie einem Dritten übertragen hat. 


4. Das Geſchäftsbuch iſt alljährlich ſowie bei Aufgabe des Gewerbebetriebes abzuſchließen 
und binnen 14 Tagen nach Anfang des nächſten Kalenderjahres oder nach Aufgabe des Gewerbe⸗ 
betriebes der e zur Betätigung des Abſchluſſes und zur Nachprüfung der Eintragungen 
einzureichen. Das abgeſchloſſene Geſchäftsbuch iſt fünf Jahre lang aufzubewahren. Nach dem Ab⸗ 
ſchluſſe dürfen weitere Eintragungen nicht mehr gemacht werden. 


, . Die Geſindevermieter und Stellenvermittler haben ferner ein Geſchäftsbuch nach dem au⸗ 
liegenden Muſter B zu führen, in das die Aufträge der zur Dienſtleiſtung Verpflichteten im Laufe des En, 
"HOER, an welchem fie eingehen, in der Reihenfolge des Einganges unter fortlaufenden Nummern voll. 


1 


ee einzutragen find. Auf dieſes Geſchäftsbuch finden die Vorſchriften unter Ziffer 1, 3 und 4 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die am Schluſſe des Kalenderjahres nicht erledigten Aufträge in das 
neue Buch zu übertragen ſind. 


S 


6. Die Geſindevermieter und Stellenvermittler find verpflichtet, ihren Familiennamen und 
mindeſtens einen ausgeſchriebenen Vornamen mit dem Zuſatze: „Geſindevermieter (in)“ oder 
„Stellenvermittler (in)“ in deutlich lesbarer Schrift an der Straßenſeite des Hauſes auf, über 
oder neben dem Hauseingang und am Eingange zu den Geſchäftsräumen anzubringen. 

Die Beilegung der Bezeichnungen: „konzeſſionierter Geſindevermieter“, „konzeſſionierter Stellen⸗ 
vermittler“, iſt verboten. 


7. Die Geſindevermieter und Stellenvermittler haben alle Anzeigen in den Zeitungen, An⸗ 
ſchlägen, Reklamezetteln und dergleichen mit der genauen Angabe des Geſchäftslokales, ihrem Vor⸗ und 
Zunamen und der in Ziffer 6 Abſatz 1 angeordneten Bezeichnung zu verſehen. Ziffer 6 Abſatz 2 
findet auch hier Anwendung. Alle Angaben über die Zahl der offenen Stellen oder der ſtellung⸗ 
ſuchenden Perſonen ſind verboten. 

Die Geſindevermieter und Stellenvermittler haben im Anſchluß an die Vermittlung in den 
Geſindebüchern an der vorgezeichneten Stelle, ſolange aber die Geſindebücher eine beſondere Spalte 
für die Eintragungen nicht enthalten, in Spalte 7 ihren ausgeſchriebenen Vor⸗ und Zunamen unter 
genauer Angabe des Geſchäftslokales und des Datums in deutſcher Schrift leſerlich einzutragen. Die 
Verwendung eines Stempels iſt zuläſſig. Im übrigen iſt ihnen unterſagt, in die Geſindebücher, Dienit- 
bücher, Arbeitsbücher, Quittungskarten oder ſonſtigen Legitimationspapiere Reklamezettel einzulegen oder 
ihre Adreſſen oder dergleichen einzutragen. 


8. Für Geſindevermieter und Stellenvermittler, welche ſich im Beſitz einer Erlaubnis auf 
Grund des § 34 der Gewerbeordnung befinden, richtet ſich die Befugnis, ihr Gewerbe durch einen 
Stellvertreter auszuüben, nach $ 47 a. a. O. nwiefern für die übrigen Geſindevermieter und 
Stellenvermittler eine Stellvertretung zuläſſig iſt, hat in jedem Falle die Ortspolizeibehörde zu be⸗ 
ſtimmen. Die Beſchäftigung von Hilfsperſonal (Gehilfen, Lehrlingen, Agenten uſw.) einſchließlich 
der Familienangehörigen ift nur mit Erlaubnis der Ortspolizeibehörde geſtattet. Dieſe Erlaubnis darf 
nur für ſolche Perſonen erteilt werden, welche für den Geſchäftsbetrieb die erforderliche Zuverläſſigkeit 
beſitzen; ſie kann jederzeit ohne Angabe von Gründen widerrufen werden. 


9. Die Geſindevermieter und Stellenvermittler haben ſorgfältige Erkundigungen über die 

Dienſtverhältniſſe der Dienſtberechtigten und der zur Dienſtleiſtung Verpflichteten, ſowie über die Brauch⸗ 
barkeit des zur Dienſtleiſtung Verpflichteten für die in Ausſicht genommene Beſchäftigung einzuziehen. 
Sie dürfen hinſichtlich ſolcher Stellen, deren Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſe ihnen nicht bekannt find, 
eine Vermittlung überhaupt nicht ausführen. 
6 Die Geſindevermieter und Stellenvermittler dürfen Perſonen, von denen ſie wiſſen oder den 
Umſtänden nach wiſſen müſſen, daß ſie ohne Einhaltung der Kündigungsfriſt ihre letzte Stellung ver⸗ 
laſſen haben, keine Dienſtleiſtung gewähren, ſofern nicht ein geſetzlicher Grund für das Verlaſſen der 
Stelle nachgewieſen wird; die Verwendung ſolcher Perſonen zu Dienſtleiſtungen im eigenen Haushalte 
iſt verboten. Dasſelbe gilt für Perſonen, welche ſich den geſetzlichen Vorſchriften zuwider nicht im 
Beſitz eines ordnungsmäßig ausgeſtellten und ausgefüllten Geſindebuchs oder Arbeitsbuchs befinden, 
oder welche die zur Verdingung erforderliche Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters (§ 113 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) nicht nachweiſen können. 

Die Geſindevermieter und Stellenvermittler dürfen nur für ſolche Ammen, welche ſich über 
ihren Geſundheitszuſtand durch das höchſtens 8 Tage alte Zeugnis eines approbierten Arztes aus⸗ 
weiſen können, eine Stellung vermitteln. 


10. Den Geſindevermietern und Stellenvermittlern iſt jede Vermittlungstätigkeit für eine 
Perſon, der ſie eine die Erwerbstätigkeit des zur Dienſtleiſtung Verpflichteten vollſtändig in Anſpruch 
nehmende Stellung vermittelt haben, verboten, ſolange nicht der erſte für das beſtehende Dienit- oder 
Arbeitsverhältnis maßgebende Kündigungstermin verſtrichen iſt; es ſei denn, daß von dieſer Perſon 
offenbar ein geſetzlicher Grund für das vorzeitige Verlaſſen der Stellung nachgewieſen wird. 
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11. Die Geſindevermieter und Stellenvermittler dürfen Dienſtbücher (Geſindebücher), Arbeits⸗ 
bücher, Zeugniſſe, Ausweispapiere und ſonſtige Gegenſtände, die aus Anlaß der Stellenvermittlung in 
ihren Beſitz gelangt ſind, gegen den Willen des Eigentümers nicht zurückbehalten, insbeſondere an 
ſolchen Gegenſtänden ein Zurückbehaltungs⸗ oder Pfandrecht nicht ausüben. 


12. Die Geſindevermieter und Stellenvermittler haben ſich jeder Einwirkung auf zur Dienſt⸗ 
leiſtung Verpflichtete dahin, daß dieſe ihre Stellung mit einer anderen vertauschen, zu enthalten. Ebenſo 


iſt ihnen jede Einwirkung auf Dienſtberechtigte wegen Entlaſſung von zur Dienſtleiſtung Verpflichteten 
unterſagt. 


13. Dienſtberechtigte und zur Dienſtleiſtung Verpflichtete, die eine Vermittlungstätigkeit des 
Geſindevermieters oder Stellenvermiftlers nicht in Anſpruch nehmen oder ablehnen oder ſich weigern, 
die für die Vermittlung oder für die Eintragungen in das Geſchäftsbuch erforderlichen Angaben zu 
machen, ſind unverzüglich aus den Geſchäftsräumen zu entfernen. Für die von ſolchen Perſonen 


unmittelbar abgeſchloſſenen Dienſtverträge darf weder ein Ausweis (Ziffer 15) erteilt, noch eine Gebühr 
erhoben werden. 


14. Geſindevermieter und Stellenvermittler, welche Stellen im Ausland an weibliche Perſonen 
vermitteln, haben der Ortspolizeibehörde nach näherer Anweiſung regelmäßig Verzeichniſſe der ver⸗ 
mittelten Stellen einzureichen. Dasſelbe gilt für die Vermittelung von Stellungen für Kellnerinnen 
und ſonſtige in Schankräumen tätige weibliche Angeſtellte ſowie für Ammen im Inlande. 


15. Die Geſindevermieter und Stellenvermittler haben ſofort nach Eintragung des Vertrags- 
ſchluſſes in das Geſchäftsbuch über jede von ihnen bewirkte Vermietung oder Vermittlung ſowohl dem 
Dienſtberechtigten als auch dem zur Dienſtleiſtung Verpflichteten einen Ausweis nach beiliegendem 


Muſter C auszuſtellen. Die Formulare ſind mit fortlaufenden Nummern zu verſehen, die Nummern 


der ausgeſtellten Ausweiſe ſind in Spalte 12 des Geſchäftsbuches A einzutragen. 


16. Den Geſindevermietern und Stellenvermittlern ſowie ihrem Hilfsperſonal einſchließlich 
der Familienangehörigen iſt der Betrieb des Gaſt- und Schankwirtſchaftsgewerbes, der Klein- 
handel mit Bier, Branntwein und Spirituoſen, der Handel mit Kleidungs⸗, Gebrauchs- 
oder Verzehrungsgegenſtänden und mit Lotterieloſen, ſowie der Betrieb des Gewerbes 
eines Geldwechfless⸗ Pandleihers, eines Schlafſtellen- und Zimmervermieters unter, 
ſagt; auch kann der Geſchäftsbetrieb in Häuſern, in denen oder in deren unmittelbarer Nähe ſich eine 
Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft oder eine Kleinhandlung mit Bier oder Branntwein und Spirituoſen befindet, 
von der Ortspolizeibehörde unterſagt werden. 


17. Geſindevermietern und Stellenvermittlern, die ſich im Beſitze der Erlaubnis auf Grund 
des § 34 des Geſetzes befinden, kann von der Ortspolizeibehörde die Erlaubnis zur Beherbergung 
von ſtellungſuchenden Perſonen erteilt werden, wenn für die Unterbringung geeignete Räume vorhanden 
find. Männliche und weibliche Perſonen dürfen nicht gleichzeitig beherbergt werden. Die Erlaubnis 
kann jederzeit von der Ortspolizeibehörde ohne Angabe von Gründen entzogen werden. 

Das Verzeichnis der Preiſe für die Gewährung der Unterkunft und jede Abänderung desſelben 
iſt von der Ortspolizeibehörde zu genehmigen und in den Schlafräumen auszuhängen. 


18. Den in Ziffer 17 bezeichneten Gewerbetreibenden kann von der Ortspolizeibehörde die 
Lie ferung von Speiſen und nicht geiſtigen Getränken an die beherbergten Perſonen geſtattet 
werden. Das Preisverzeichnis der Speiſen und Getränke und jede Abänderung desjelben iſt von der 
Ortspolizeibehörde zu genehmigen und in allen Räumen, in welchen die Verabreichung von Speiſen 
und Getränken erfolgt, auszuhängen. Die Erlaubnis kann von der Ortspolizeibehörde jederzeit e 
Angabe von Gründen entzogen werden. 


19. Den Geſindevermietern und Stellenvermittlern ſowie ihrem Hilfsperſonal einſchließlich 
der Familienangehörigen ift unterſagt, ohne vorherigen Auftrag außerhalb ihrer Geſchäftsräume, ins⸗ 
beſondere auf öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten (Bahnhöfen, 
Glenbahnzügen uftw.) mit den Dienſtberechtigten oder zur Dienſtleiſtung Verpflichteten für die Zwecke 

es Gewerbebetriebes in unmittelbaren perſönlichen Verkehr zu treten. Sie dürfen weder dritten 
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(ſog. Schleppern) den Auftrag zum unmittelbaren Heranführen von zur Dienſtleiſtung Verpflichteten 
erteilen, noch zur Dienſtleiſtung Verpflichteten, die von ſolchen Perſonen herangeführt werden, eine 
Stelle vermitteln. Die Ausübung des Gewerbebetriebes im Umherziehen iſt verboten. 


20. Die Geſindevermieter und Stellenvermittler ſowie ihr Hilfsperſonal einſchließlich der 
Familienangehörigen dürfen von den Dienſtberechtigten und den zur Dienſtleiſtung Verpflichteten Ge⸗ 
ſchenke nicht annehmen und Gebühren nur erheben, wenn eine Stellenvermittlung ſtattgefunden hat. 

Neben den Gebühren dürfen Nebenkoſten nicht berechnet werden. Die Erſtattung barer Aus- 
lagen darf nur inſoweit gefordert werden, als ihre Verwendung auf Verlangen des Auftraggebers 
erfolgt iſt und nachgewieſen werden kann. 

Gebühren und ſonſtige Vergütungen, mit Ausnahme eines Vorſchuſſes auf bare Auslagen, dürfen 
nur nach Abſchluß des Dienſtvertrages erhoben werden; insbeſondere iſt die Erhebung eines Einfchreibe- 
geldes bei Annahme des Auftrags verboten. 

Die Geſindevermieter und Stellenvermittler haben über alle ihnen geleiſteten Zahlungen ſofort 
Quittungen auszuſtellen. Sofern die Zahlung bei Abſchluß des Dienſtvertrages erfolgt, muß die 
Quittung auf dem Ausweis (Ziffer 15) erteilt werden. 


21. Die Geſindevermieter und Stellenvermittler ſind verpflichtet, an den Dienſtberechtigten 
auf ſchriftliches Anſuchen die Gebühr binnen drei Tagen zurückzuzahlen, wenn 

1. der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete die Stelle nicht antritt; 

2. fie die Gewähr für beſtimmte Eigenſchaften des zur Dienſtleiſtung Verpflichteten über- 
nommen haben, und der Dienſtvertrag innerhalb vier Wochen nach Beginn der Dienſtzeit 
gelöſt wird, weil ſich herausſtellt, daß der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete die zuge⸗ 
ſicherten Eigenſchaften nicht beſitzt; 

3. fie die Ausſtellung des Ausweises (Ziffer 15) unterlaſſen haben. 


22. Die Geſindevermieter und Stellenvermittler ſind verpflichtet, an den zur Dienſtleiſtung 
Verpflichteten auf ſchriftliches Anſuchen binnen drei Tagen die Gebühr zurückzuzahlen, wenn 
1. ſie den zur Dienſtleiſtung Verpflichteten beſtimmte Eigenſchaften der zugewieſenen 
Stellung zugeſichert haben, und der Dienſtvertrag innerhalb vier Wochen nach Beginn 
der Dienſtzeit gelöſt wird, weil ſich die Unrichtigkeit der zugeſicherten Eigenſchaften 
herausſtellt; 
2. ſie die Ausſtellung des Ausweiſes (Ziffer 15) unterlaſſen haben. 


23. Anſprüche auf Rückzahlung der Gebühr können nur binnen vier Wochen nach dem Zeit⸗ 
punkte, zu dem der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete den Dienſt angetreten hat oder hätte antreten 
müſſen, oder zu dem der Vertrag gelöſt iſt, geltend gemacht werden. Den Geſindevermietern und 
Stellenvermittlern iſt unterſagt, den Anſpruch auf Rückzahlung durch Vertrag auszuſchließen. 


24. Die Polizeibehörden und ihre Organe find befugt, in den Geſchäftsbetrieb des Geſinde⸗ 
permieters oder Stellenvermittlers jederzeit Einſicht zu nehmen. Die Geſindevermieter und Stellen⸗ 
vermittler ſind verpflichtet, den Beamten jederzeit den Zutritt zu allen für den Geſchäfts betrieb 
beſtimmten und den in Ziffer 17, 18 bezeichneten Räumlichkeiten zu geſtatten, ihnen alle Geſchäfts⸗ 
bücher auf Verlangen im Dienſtraume der Polizeibehörde vorzulegen und jede über den Geſchäfts⸗ 
betrieb verlangte Auskunft wahrheitsgetreu zu erteilen. 24 5 

Je ein Abdruck dieſer Vorſchriften und des Gebührentarifes iſt in großer Schrift und in 
deutſcher Sprache in den Geſchäftsräumen am Eingang an gut zugänglicher Stelle auszuhängen. 

Die Verlegung der Geſchäfts räume und die Einſtellung des Geſchäftsbetriebes iſt 
binnen drei Tagen der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 


25. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf Stellenvermittelungen und Arbeitsnachweiſe, 
welche von Gemeinden oder weiteren Kommunalverbänden, Handelskammern, Landwirtſchaftskammern, 
Innungen, Innungsausſchüſſen, Innungsverbänden, Handwerkskammern ‚ Berufsvereinen, Gewerbe ⸗ 
vereinen und ſonſtigen Vereinen ſowie von Vereinsverbänden errichtet und nicht gewerbsmäßig betrieben 
werden, leine Anwendung. 


Zi on 


26. Dieſe Vorſchriften treten am 1. Juli 1907 in Kraft; mit dem gleichen Tage verlieren 
die Vorſchriften vom 10. Auguſt 1901 ihre Gültigkeit. Geſindevermietern und Stellenvermittlern, die 
die bisher vorgeſchriebenen Geſchäftsbücher ordnungsmäßig geführt haben, kann durch die Ortspolizei⸗ 
behörde die Weiterführung der Bücher bis zum Ende des Jahres 1907 geſtattet werden. 


27. Jedem Geſchäftsbuch A iſt ein Abdruck dieſer Vorſchriften vorzuheften. 


28. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften werden nach § 148 Abi. 1 Ziff. 4a der 
Gewerbeordnung mit Geldſtrafe dis zu 150 M und im Unvermögensfalle mit Haft bis zu vier 
Wochen beſtraft. 


Berlin, den 5. März 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Delbrück. 
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Auszug aus den Vorſchriften. 


Die Geſindevermieter und Stellenvermittler dürfen nur für ſolche Ammen, welche ſich über 
ihren Geſundheitszuſtand durch das höchſtens 8 Tage alte Zeugnis eines approbierten Arztes ausweiſen 
können, eine Stellung vermitteln. Sait 

Den Geſindevermietern und Stellenvermittlern ift jede Vermittlungstätigkeit für eine Perſon, 
der ſie eine die Erwerbstätigkeit des zur Dienſtleiſtung Verpflichteten vollſtändig in Anſpruch nehmende 
Stellung vermittelt haben, verboten, ſolange nicht der erſte für das beſtehende Dienſt⸗ oder Arbeits⸗ 
verhältnis maßgebende Kündigungstermin verſtrichen iſt; es Tei denn, daß von dieſer Perſon offenbar 
ein geſetzlicher Grund für das vorzeitige Verlaſſen der Stellung nachgewieſen wird. 

Die Geſindevermieter und Stellenvermittler dürfen Dienſtbücher (Geſindebücher), Arbeitsbücher, 
Zeugniſſe, Ausweispapiere und ſonſtige Gegenſtände, die aus Anlaß der Stellenvermittlung in ihren 
Beſitz gelangt ſind, gegen den Willen des Eigentümers nicht zurückbehalten, insbeſondere an ſolchen 
Gegenſtänden ein Zurückbehaltungs⸗ oder Pfandrecht nicht ausüben. 

Die Geſindevermieter und Stellenvermittler haben ſich jeder Einwirkung auf zur Dienſt⸗ 
leiſtung Verpflichtete dahin, daß dieſe ihre Stellung mit einer anderen vertauſchen, zu enthalten. 
Ebenſo iſt ihnen jede Einwirkung auf Dienſtberechtigte wegen Entlaſſung von zur Dienſtleiſtung Ver⸗ 
pflichteten unterſagt. 

Dienſtberechtigte und zur Dienſtleiſtung Verpflichtete, die eine Vermittlungstätigkeit des Geſinde⸗ 
vermieters oder Stellenvermittlers nicht in Anſpruch nehmen oder ablehnen oder ſich weigern, die für 
die Vermittlung oder für die Eintragungen in das Geſchäftsbuch erforderlichen Angaben zu machen, 
ſind unverzüglich aus den Geſchäftsräumen zu entfernen. Für die von ſolchen Perſonen unmittelbar 
abgeſchloſſenen Dienſtverträge darf weder ein Ausweis (Ziffer 15) erteilt, noch eine Gebühr erhoben werden. 

Die Geſindevermieter und Stellenvermittler haben ſofort nach Eintragung des Vertragsſchluſſes 
in das Geſchäftsbuch über jede von ihnen bewirkte Vermietung oder Vermittlung ſowohl dem Dienſt⸗ 
berechtigten als auch dem zur Dienſtleiſtung Verpflichteten einen Ausweis auszuſtellen. 

Den Geſindevermietern und Stellenvermittlern ſowie ihrem Hilfsperſonal einſchließlich der 
Familienangehörigen iſt unterſagt, ohne vorherigen Auftrag außerhalb ihrer Geſchäftsräume, insbeſondere 
auf öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten (Bahnhöfen, Eiſenbahn⸗ 
zügen uſw.) mit den Dienſtberechtigten oder zur Dienſtleiſtung Verpflichteten für die Zwecke des 
Gewerbebetriebes in unmittelbaren perſönlichen Verkehr zu treten. Sie dürfen weder dritten (ſog. 
Schleppern) den Auftrag zum unmittelbaren Heranführen von zur Dienſtleiſtung Verpflichteten erteilen, 
noch zur Dienſtleiſtung Verpflichteten, die von ſolchen Perſonen herangeführt werden, eine Stelle ver⸗ 
mitteln. Die Ausübung des Gewerbebetriebes im Umherziehen iſt verboten. 

. Die Geſindevermieter und Stellenvermittler ſowie ihr Hilfsperſonal einſchließlich der Familien⸗ 
angehörigen dürfen von den Dienſtberechtigten und den zur Dienſtleiſtung Verpflichteten Geſchenke nicht 
annehmen und Gebühren nur erheben, wenn eine Stellenvermittelung ſtattgefunden hat. 

Neben den Gebühren dürfen Nebenkoſten nicht berechnet werden. Die Erſtattung barer Aus⸗ 
lagen darf nur inſoweit gefordert werden, als ihre Verwendung auf Verlangen des Auftraggebers 
erfolgt iſt und nachgewieſen werden kann. x 

Gebühren und fonftige Vergütungen, mit Ausnahme eines Vorſchuſſes auf bare Auslagen, 
dürfen nur nach Abſchluß des Dienſtvertrages erhoben werden; insbeſondere iſt die Erhebung eines 
Einſchreibegeldes bei Annahme des Auftrags verboten. f k 
Pe Die Geſindevermieter und Stellenvermittler haben über alle ihnen geleiſteten Zahlungen ſofort 
Quittungen auszuſtellen. Sofern die Zahlung bei Abſchluß des Dienſtvertrages erfolgt, muß die 
Quittung auf dem Ausweis (Ziffer 15) erteilt werden. 
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Die Geſindevermieter und Stellenvermittler ſind verpflichtet, an den Dienſtberechtigten auf 
ſchriftliches Anſuchen die Gebühr binnen drei Tagen zurückzuzahlen, wenn 

1. der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete die Stelle nicht antritt; 

2. ſie die Gewähr für beſtimmte Eigenſchaften des zur Dienſtleiſtung Verpflichteten über⸗ 
nommen haben, und der Dienſtvertrag innerhalb vier Wochen nach Beginn der Dienſtzeit 
gelöſt wird, weil ſich herausſtellt, daß der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete die zu⸗ 
geſicherten Eigenſchaften nicht beſitzt; 

3. ſie die Ausſtellung des Ausweiſes (Ziffer 15) unterlaſſen haben. 

Die Geſindevermieter und Stellenvermittler ſind verpflichtet, an den zur Dienſtleiſtung Ver⸗ 
pflichteten auf ſchriftliches Anſuchen binnen drei Tagen die Gebühr zurückzuzahlen, wenn 

1. ſie den zur Dienſtleiſtung Verpflichteten beſtimmte Eigenſchaften der zugewieſenen Stellung 
zugeſichert haben, und der Dienſtvertrag innerhalb vier Wochen nach Beginn der Dienſt⸗ 
zeit gelöſt wird, weil ſich die Unrichtigkeit der zugeſicherten Eigenſchaften herausſtellt; 

2. ſie die Ausſtellung des Ausweiſes (Ziffer 15) unterlaſſen haben. 

Anſprüche auf Rückzahlung der Gebühr können nur binnen vier Wochen nach dem Zeitpunkte, 
zu dem der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete den Dienſt angetreten hat oder hätte antreten müſſen, oder 
zu dem der Vertrag gelöſt iſt, geltend gemacht werden. Den Geſindevermietern und Stellenvermittlern 
iſt unterſagt, den Anſpruch auf Rückzahlung durch Vertrag auszuſchließen. 

Erfolgt die Rückzahlung nicht pünktlich, fo weude mau ſich an die Ortspolizeibehörde. 


Gedruckt bei Julius Sttienſeld in Berlin W. 


